


































































Verdächtigt wurden: 

- Teilnehmer an einer Demonstration (t B. gegen den Vietnamkrieg), , . 

- Personen,, die in Zürich zur Zeit der Jugendunruhen in einer Wohngemeinschaft-,. 
lebten, 

- Personen, die oft OstblocAstaaten bereisten, 
- Schweizer Geschäftsleute, welche unbekannte, aber irgendwie auffällige Auslän- 

der geschäftlich undIoder privat empfingen, 
-Lehrer, die bei der UdSSR-Botschaft geographisches Material für den Unterricht 

anforderten. 

Bei unzähligen Ficheneinträgen aus allen Gefährdungsbereichen fällt die inhaltliche ' . 
Indifferenz auf. Der Verdacht bezieht sich alisschliesslich auf abstrakte Gefähri- ., 

dungen, konkrete, auf die Begehung eines Deliktes gerichtete Schritte sind nicht : 

erkennbar. Die erwähnten Beispiele machen deutlich, dass der Einbeaug bloss ab- . 

. strakter Bedrohungen in den ordentlichen Informationsbestand die Grenzen der In- 
forrnationsbearbeitung aufhebt. 

Ausdruck dieser Schrankenlosigkeit war die grosse Masse von Einzelmeldungen, 
die für sich allein betrachtet, nicht die geringste Staatsschutzrelevanz aufwiesen, die 
auch in ihrer Gesamtheit kaum ein ,brauchbaresu' Bedrohungsbild abgaben, also 
nicht zu effektiven Abwehrmassnahmen führten und somit im Ergebnis eine blosse 
Anhäufung von tendenziell meist negativen Aussagen über die erfassten Personen 
darstellten. 

Fast zwingende Folge war,. dass eine Auswertqng des Nachricbtenmaterials unter- 
blieb, die eine kritische Aufgabenüberprüfung bewirkt hatte, so dass behordliche 
Schutzanordnungen, ~bwehrkonzepte, Bekämpfungsstrategien und ähnliches nicht 
als notwendig erachtet wurden. Die Nachrichtenbeschaffung entbehrte der Eigen- 
schaft, Mittel des Staatsschds zu sein, sie wurde Selbstzweck im Sinne einer Vor- 
ratshaltung an Informationen, ohne dass diese spater zu irgend einem'zeitpunkt und 
zu irgend einem Zweck verwendet wurden. 

In diesem Zusammenhang. muss dkauf hingewiesen werden, daqs in nicht wenigen 
Fällen die Bund6spolizei mit sogenannten Vertrauenspersonen vorab in höheren- 
Chargen der Privatwirtschaft oder staatlicher Behörden mündl.ichen Informationsaus- . 
tausch. pflegte. Meist ging solches nicht direkt aus dBn Ficheneintdgen hervor, wohl 
aber aus dem Sinnzusammenhang der Akten. Daa,ist auch ein Grund, weshalb 
eigentliche Schädigungen z.. B. bei Stellenbewerbungen von den Betroffenen kaum 
direkt bewiesen werden kennen.. 

Die . Frage des Nutzeffektes priSventivpolizeilicher Registrierungen ist äusserst 
schwierig zu beantworten. Von Terrorismus- und ~pionagebekämpfung abgesehen 

, 

ist ein .Erfolgu des Staatsschutzes bis 1990 aus den Akten nicht zu ersehen, wei'l er 
sich praktisch im Sammeln von Informationen erschöpft hat, Darin muss nicht min- 
gend eine grundsätzliche Kritik enthalten sein, denn es liegt in der Natur präventiver 
Tätigkeit, dass -,was im voraus nicht zu erkennen ist - vieles gar nicht gebraucht 
wird. Trotzdem fällt die enorme Differenz zwischen Aufwand und ;Ertragu auf. . . 

Schwer abzuschätzen ist auch die sogenannte Generalprävention, also die Wirkung, 
welche allein auf der Tatsache beruht, dass die Institution.einer Staatsschutzpolizei 
besteht, also bekannt ist, dass deliktische Vorbereitungen observiert werden'. 




































